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Ein Muslimfeind auf Machtkurs
PORTRÄT: Geert Wilders hat vor allem unter radikalen Islamisten viele Feinde – Koran verunglimpft

AMSTERDAM (dpa). Geert Wil-
ders lebt gefährlich. Seine Woh-
nung, deren Adresse wie ein
Staatsgeheimnis gehütet wird,
verlässt er nie ohne Leibwächter.

Er hat viele Feinde, vor allem
unter radikalen Muslimen. Zwei
Männer, zu denen der 1963 in
Venlo an der Grenze zu
Deutschland geborene Versi-
cherungskaufmann und studier-
te Rechtswissenschaftler auf-
schaute, wurden von Attentätern
umgebracht: Pim Fortuyn, der
schwule Professor der Rotterda-
mer Erasmus-Universität, der
mit seiner Partei Leefbar Neder-
land den Multikulti-Staat be-
kämpfte und Theo van Gogh,
der Regisseur und Satiriker, der
es wagte, den Islam öffentlich als

rückständig zu geißeln. Oft ver-
weist Wilders auf Van Goghs
Mörder Mohammed Bouyeri, ei-
nen in Amsterdam geborenen
Sohn marokkanischer Einwan-
derer, um seine Kernthesen zu
bekräftigen: Mit Leuten, die dem
Islam „verfallen“ seien, könnten
christliche oder jüdische Hol-
länder nicht friedlich zusam-
menleben. Deshalb müsse man
die „Islamisierung“ der Nieder-
lande stoppen. Bei seiner Verur-
teilung zu lebenslanger Haft hat-
te Bouyeri 2005 gesagt: „Ich wür-
de es wieder tun.“

Wilders stammt aus einer ka-
tholischen Familie, bezeichnet
sich aber als Atheist. In den Nie-
derlanden solle das Tragen isla-
mischer Symbole in der Öffent-

lichkeit verboten werden, und
die Immigranten sollen nicht
mehr Sozialhilfe fürs Nichtstun
bekommen.

er offenbar nicht allzu große
Sympathien. Über seine Militär-
zeit berichtete Wilders einmal,
er sei froh gewesen, bei einer
NATO-Übung nicht mit deut-
schen Soldaten im selben Zelt
untergebracht zu sein. Hinter-
grund sind ungute Erfahrungen
des Vaters während der deut-
schen Besatzung im Zweiten
Weltkrieg. Gut ist hingegen Wil-
ders' Verhältnis zu Israel, wo er
zwei Jahre beruflich tätig war
und sich „wie zu Hause fühlte“.
Weltbekannt wurde Wilders
2008, als er mit seinem anti-isla-
mischen Propaganda-Kurzfilm
„Fitna“ an die dänischen Mo-
hammed-Karikaturen anknüpf-
te. Er stellte den Koran als geisti-
gen Quell des Terrorismus dar.

ROM (APA). Italien beginnt am
heutigen Freitag die umstritte-
nen Körperscanner auf dem rö-
mischen Flughäfen Fiumicino
zu testen. Die sogenannten
Nacktscanner sollen erstmals
auf Flügen in Richtung USA, Is-
rael und Großbritannien aus-
probiert werden. Der erste Kör-
perscanner, der in Italien einge-
setzt wird, wurde gestern in Fiu-
micino vor Verkehrsminister Al-
tero Matteoli (Foto) und dem
Präsidenten von Italiens ziviler
Luftfahrtgesellschaft Enac, Vito

Riggio, vorgestellt.
Die Testphase werde rund sechs
Wochen dauern. Nach der ers-
ten Phase in Rom sollen Körper-
scanner auch auf dem Flugha-
fen Mailand-Malpensa und in
Venedig getestet werden. Jeder
Scanner kostet 150.000 Euro.
Gesundheitsminister Ferruccio
Fazio versicherte, dass keine
Gefahren mit der Röntgenstrah-
lung verbunden seien.
Die Bilder sollen zum Schutz
der Privatsphäre nicht einge-
speichert werden

Italien testet Körperscanner
auf römischem Flughafen

PEKING (dpa). China bremst
den starken Anstieg seiner Mili-
tärausgaben. Der Verteidigungs-
haushalt werde in diesem Jahr
nur um 7,5 Prozent – auf umge-
rechnet 57 Milliarden Euro – zu-
legen, kündigte der Sprecher
des Nationalen Volkskongres-
ses, Li Zhaoxing, gestern in Pe-
king an. Nach meist zweistelli-
gen Zuwächsen ist es der nied-
rigste Anstieg seit zwei Jahr-
zehnten. Vor dem Hintergrund
knapper Kassen durch die Welt-
wirtschaftskrise sagte Li, es
müsse ein „Gleichgewicht“ zwi-
schen Militärausgaben und
Wirtschaftsentwicklung geben.
Durch massive Staatsausgaben
und eine hohe Kreditvergabe

hat China die Krise vergleichs-
weise gut bewältigt und 2009 ein
Wachstum von 8,7 Prozent er-
reicht. Allerdings sind nötige
Umstrukturierungen ausgeblie-
ben, um die übermäßige Ex-
portabhängigkeit zu verringern.

China bremst Ausgaben fürs Militär

Rechtspopulisten im Aufwind
KOMMUNALWAHLEN: Wilders-Partei gewinnt in Almere und wird in Den Haag zweitstärkste Kraft

DEN HAAG (APA/AFP/dpa).
Nach dem symbolischen Er-
folg seiner Partei für die Frei-
heit (PVV) bei den Kommu-
nalwahlen strebt der nieder-
ländische Rechtspopulist
Geert Wilders bei den Parla-
mentswahlen im Juni nach
der Macht.
Die PVV hatte vorgestern die
Stadtratswahl in Almere gewon-
nen und landete in Den Haag,
dem Regierungsitz, auf Platz
zwei. „Was in Den Haag und Al-
mere möglich ist, ist im ganzen
Land möglich“, sagte Wilders, der
mit seiner PVV gegen eine ver-
meintliche Islamisierung der
Niederlande kämpft. Die Kom-
munalwahlen seien „ein Sprung-
brett für unseren Sieg“.

Die Niederländer wählen am
9. Juni ein neues Parlament,
nachdem die Regierungskoaliti-
on des christdemokratischen
Ministerpräsidenten Jan-Peter
Balkenende vor zwölf Tagen am
Streit um den Afghanistan-Ein-
satz zerbrochen war.
Wilders Partei trat erstmals seit
ihrer Gründung 2006 bei Kom-
munalwahlen an und hatte le-
diglich in zwei Städten Listen
aufgestellt. In der 187.000-Ein-
wohner-Stadt Almere östlich von
Amsterdam kam die PVV nach
Auszählung fast aller Stimmen

auf 21,6 Prozent. Sie eroberte da-
mit neun der 39 Sitze im Stadt-
parlament. Auf die bisher dort
regierenden Sozialdemokraten
von der PvdA entfielen 17,6 Pro-
zent der Stimmen. In Den Haag
blieb die PvdA mit zehn Sitzen
stärkste Kraft. Die PVV holte hier
acht Sitze. Angaben zum Stimm-
verhältnis wurden zunächst
nicht veröffentlicht.
Insgesamt waren zwölf Millio-
nen Niederländer zu den Kom-
munalwahlen aufgerufen, die

Beteiligung lag mit 53,3 Prozent
gut drei Prozentpunkte unter
dem Wert von 2006. Die PvdA
fiel landesweit von gut 23 Pro-
zent auf rund 16 Prozent der
Stimmen ab. Die Christdemo-
kraten mussten einen Rückgang
von zwei Prozentpunkten auf
knapp 17 Prozent hinnehmen.
„Wir hätten uns ein besseres Er-
gebnis gewünscht“, sagte Balke-
nende.
Die Endergebnisse sollen bin-
nen zwei Tagen veröffentlicht

werden. In Umfragen für die Par-
lamentswahlen liegt die PVV nur
knapp hinter den Christdemo-
kraten, einige Meinungsforscher
sehen sie sogar vorn.
Die rechtspopulistische Partei
wirbt für einen Baustopp für Mo-
scheen und macht sich für ein
Zuwanderungsverbot aus musli-
mischen Ländern stark. Partei-
gründer Wilders nannte den Is-
lam „das größte Problem der
Niederlande“, den Koran be-
zeichnete er als „faschistisch“.

TRIPOLIS (APA/sda). Der Zwist zwischen Tripolis und Bern ist
um eine Facette reicher: Libyen verhängt ein totales Wirtschafts-
embargo gegen die Schweiz. Zuletzt hatte der libysche Staatschef
Muammar al-Gaddafi zum Heiligen Krieg („Dschihad“) gegen
die Schweiz aufgerufen (wir berichteten).

„Totales Wirtschaftsembargo“ gegen die SchweizSchlagersendungsmoderator will Premier werden
BUDAPEST (APA). Ein Moderator beliebter Schlagersendungen will
Regierungschef Ungarns werden: Adam Fasy, der im Privatsender
ATV eine „Musikantenstadl“-artige Sendung leitet. Er soll Spitzen-
kandidat für den „Unternehmerverband für Reformen“ (VSZ) wer-
den, weil er unter einfachen Menschen und Pensionisten beliebt sei.

Abtreibungsgegner werben mit Hitler-Bild
WARSCHAU (dpa). Radikale Abtreibungsgegner in Polen diffa-
mieren die Befürworter eines Schwangerschaftsabbruchs als
Nachfolger von Adolf Hitler – mit Plakaten mit Hitler-Porträts
sowie Bildern abgetriebener Föten. „Abtreibung für Polinnen,
eingeführt von Hitler am 9. März 1943“, heißt ihre Parole.

MINDERHEITEN IN EUROPA

RATIBOR/RACIBÓRZ (sch). In
der zweisprachigen Grund-
schule Joseph von Eichendorff
in Ratibor (Schlesien) wird seit
dem 1. März wieder auf Pol-
nisch und auf Deutsch unter-
richtet.

Wie berichtet, hatte Ende
Jänner die Stadtverwaltung oh-
ne Vorwarnung und stichhalti-
ge Begründung verfügt, dass
der Unterricht in der öffentli-
chen Grundschule nur noch
auf Polnisch abzuhalten sei.

Nach dem Ende der Winter-
ferien wurde der Unterricht am
1. März wieder zweisprachig
aufgenommen; nur Polnisch
und polnische Geschichte wer-
den wie zuvor in jedem Fall auf
Polnisch unterrichtet. Die Ge-
sellschaft zur Unterstützung der
Deutschen in Schlesien, Ost-
brandenburg, Pommern, Ost-
und Westpreußen (AGMO) in
Bonn begrüßt die Wiederauf-
nahme des zweisprachigen Un-
terrichts und betont, dass es
sich für die Vertreter der deut-
schen Volksgruppe in Polen
lohne, ihre gesetzlich garantie-
ren Volksgruppen- und Minder-

Ratibor: Unterricht ist
wieder zweisprachig

heitenrechte vehement einzu-
fordern - auch gegen Wider-
stände aus Politik und Verwal-
tung.

Die AGMO weist aber auch
darauf hin, dass das Problem
der angeblichen Unvereinbar-
keit zweisprachiger Schulen in
Polen noch nicht grundsätzlich
gelöst sei. Dies beweise ein Fall
in Oppeln-Goslawitz, wo im
Februar die Bemühungen um
eine zweisprachige Grundschu-
le gescheitert seien.

Einfluss von Frauen wächst
UNO: Generalsekretär Ban fordert mehr Einsatz für Gleichberechtigung – Zielvorgabe von 1995 weit weg

NEW YORK (APA/dpa). Frauen
gewinnen weltweit politischen
Einfluss: Im globalen Durch-
schnitt ist derzeit jeder fünfte
Parlamentssitz von einer Frau
besetzt, berichtete die Interpar-
lamentarische Union (IPU).

Das sind fast 50 Prozent mehr
als noch vor 15 Jahren. Damals
waren Frauen erst mit durch-
schnittlich 11,3 Prozent in Parla-
menten rund um den Globus
vertreten. Von der Zielvorgabe
der Weltfrauenkonferenz in Pe-
king 1995, 30 Prozent der parla-
mentarischen Gewalt in Frauen-
hände zu geben, sei die interna-
tionale Gemeinschaft allerdings
noch Jahre entfernt, hieß es bei
Veranstaltungen zum diesjähri-

gen Weltfrauentag am UN-
Hauptsitz.
UN-Generalsekretär Ban Ki-
moon begrüßte vor Delegierten
aus aller Welt, dass „mehr und
mehr Länder die Gleichberech-
tigung von Frauen gesetzlich för-
dern“. Die Übertragung von Ver-
antwortung auf Frauen „ist wirt-
schaftlich und gesellschaftlich
ein Muss“, sagte Ban in einer Re-
de zum Internationalen Frauen-
tag am kommenden Montag.
„Wohin wir auch schauen – be-
sonders durch die Linsen der Ar-
mut – tragen Frauen derzeit
noch das schwerste Los“. Er for-
derte größere Bemühungen für
die Gleichstellung der Frau.
Die Vereinten Nationen gingen

mit gutem Beispiel voran. Er ha-
be dafür gesorgt, dass die Zahl
von Frauen in den Spitzenposi-
tionen der Weltorganisation seit
Beginn seiner Amtszeit 2007 um
40 Prozent gestiegen sei. Das sei
aber noch nicht genug. Er strebe
an, dass ebenso viele Frauen wie
Männer in vergleichbaren Posi-
tionen bei der Organisation be-
schäftigt werden, führte der UN-
Chef aus.

Das gelte auch für die Frie-
densmissionen. „Die Erfahrung
hat gezeigt, dass weibliche Blau-
helme das Gleiche leisten wie
ihre männlichen Kollegen – un-
ter den gleichen schwierigen Be-
dingungen und zur gleichen Zu-
friedenheit“.

Will Ministerpräsident der Nieder-
lande werden: Geert Wilders. APA

„Wir werden die stärkste Partei in den Niederlanden werden“, sagte Wilders vor seinen Anhängern. APA/epa

Die zweisprachige Grundschule
in Ratibor sch

Um Gleichberechtigung bemüht:
UN-Generalsekretär Ban Ki-moon.


